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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1947 Ausgegeben am 9. Dezember 1947 56. Stück

2 5 0 . Bundesgesetz: Währungsschutzgesetz — W. Sch. G.

2 5 0 . Bundesgesetz vom 19. November
1947 über die Verringerung des Geld-
umlaufs und der Geldeinlagen bei Kredit-
unternehmungen (Wahrungsschutzgesetz —

W. Sch. G.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Geldumlauf.

§ 1. Der Nennwert folgender gesetzlicher
Zahlungsmittel wird mit Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes auf ein Drittel herab-
gesetzt:

a) Banknoten der Österreichischen National-
bank,

b) Noten der Alliierten Militärbehörde zu
5, 2, 1 Schilling und zu 50 Groschen,

c) Scheidemünzen zu 50 Reichspfennig und
darüber.

§ 2. (1) Die im § 1 genannten Geldzeichen
werden nach den folgenden Bestimmungen in
neue Geldzeichen umgetauscht; hiebei werden
Auszahlungsbeträge, die nicht auf volle Groschen
lauten, entsprechend abgerundet.

(2) Die Umtauschfrist beginnt an dem dem Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes folgenden
Tag und dauert 14 Tage. Das Bundesministerium
für Finanzen kann sie im Bedarfsfall mit Kund-
machung in der „Wiener Zeitung" verlängern.

§ 3. (1) Die gemäß § 2 umzutauschenden
Geldzeichen sind innerhalb der Umtauschfrist
einer Umtauschstelle zu übergeben. Umtausch-
stellen sind: Die Österreichische Nationalbank,
Hauptanstalt Wien, das Postsparkassenamt sowie
alle Postämter, die seine Sammelstellen sind, die
Banken (Bankiers), die Hypothekenanstalten,
die Sparkassen und die Kreditgenossenschaften
mit Tagesverkehr.

(3) Die Geldzeichen sind der Umtauschstelle
mit einem Umtauschschein in drei gleichlauten-
den Ausfertigungen einzureichen; diese sind bei
den Umtauschstellen gegen Entrichtung einer
Manipulationsgebühr von 1 S zu beziehen.

(3) Für Personen, die einem Haushalt ange-
hören, kann ein Mitglied des Haushalts den

Umtausch mit einem Umtauschschein gemeinsam
vornehmen.

(4) Wer für einen anderen Geldzeichen der in
§ 1 genannten Art verwahrt, ist berechtigt und
verpflichtet, sie namens des Eigentümers umzu-
tauschen.

(5) Der Einlieferer hat der Umtauschstelle,
sofern er ihr nicht persönlich bekannt ist, seine
Identität durch Urkunden oder der Umtausch-
stelle bekannte Zeugen nachzuweisen.

§ 4. (1) Die Umtauschstelle tauscht dem Ein-
lieferer die eingelieferten Geldzeichen in fol-
gender Weise in neue Geldzeichen um:

a) 150 S für jede im Umtauschschein ange-
führte natürliche Person oder, wenn der
eingelieferte Gesamtlbetrag geringer ist, den
vollen Betrag nach dem Verhältnis 1 zu 1,
sofern der Einlieferer die zu Beginn der
Umtauschfrist laufende Lebensmittelkarte
dieser Personen oder eine vom Bundes-
ministerium für Finanzen mi t Kund-
machung in der „Wiener Zeitung" zu be-
stimmende andere Urkunde vorweist. Die
Umtauschstelle hat die ihr vorgelegten
Lebensmittelkarten deutlich mit Stempel-
aufdruck zu kennzeichnen, den allenfalls
vom Bundesministerium für Finanzen in
der „Wiener Zeitung" mi t Kundmachung
bestimmten Abschnitt davon abzutrennen
und die erwähnten anderen Urkunden ein-
zuziehen;

b) den eingelieferten Restbetrag nach dem
Verhältnis 3 zu 1.

(2) Juristischen Personen und natürlichen Per-
sonen, deren Lebensmittelkarte oder sonstige
Urkunde [Abs. (1)] nicht vorgelegt wird, wird
der Gesamtbetrag der eingelieferten Geld-
zeichen nach dem Verhältnis 3 zu 1 umge-
tauscht.

(3) Unte r der ersten der in den Abs. (1)
und (2) angegebenen Verhältniszahlen ist der
alte Nennwert der eingelieferten Geldzeichen zu
verstehen.
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(4) Die Umtauschstelle bestätigt auf dem
Umtauschschein, in welcher Weise sie den Um-
tausch vorgenommen hat. Eine der drei Gleich-
schriften folgt sie dem Einlieferer aus, eine leitet
sie zum Zweck der Abrechnung an die Öster-
reichische Nationalbank, die dritte übermittelt
sie dem für den Einlieferer zuständigen Finanz-
amt.

§ 5. (1) Landwirte können von dem für sie zu-
ständigen Finanzamt verlangen, daß ihnen ein
Betrag auf ihrem Steuerkonto gutgebracht wird,
der dem ziffermäßigen Verlust entspricht, den
sie durch den Umtausch jenes Höchstbetrages
ihrer Geldzeichen gemäß § 4 erleiden, den sie
für nach dem 15. Juli 1947 abgeliefertes Ge-
treide (Roggen, Weizen, Gerste, Hafer, Mais),
Kartoffeln, Zuckerrüben, Wintergemüse und
Schlacht{Stech)vieh eingenommen haben.

(2) Der Nachweis der Ablieferung [Abs. (1)]
ist durch den Schlußschein des für die Über-
nahme der Waren befugten Einkäufers zu er-
bringen.

(8) Der gemäß Abs. (1) auf Steuerkonto gut-
gebrachte Betrag ist zur Abdeckung bestehen-
der Steuerschulden zu verwenden. Ein verblei-
bender Rest ist bar auszuzahlen.

(4) Die Österreichische Nationalbank hat dem
Bundesministerium für Finanzen auf sein Ver-
langen aus dem Erlös der Umtauschaktion (§ 4)
den gemäß Abs. (1) bei den Finanzämtern gut-
gebrachten Gesamtbetrag auf Girokonto gut-
zuschreiben.

§ 6. (1) Die Umtauschstellen, ausgenommen
die Postämter, haben die bei ihnen zum Um-
tausch eingelieferten Geldzeichen samt den ab-
getrennten Abschnitten der Lebensmittelkarten
und den eingezogenen anderen Urkunden sowie
ihre eigenen Bestände an solchen Geldzeichen
an die Österreichische Nationalbank abzuführen.
Die Abfuhr durch die Postämter wird durch
Dienstanweisung geregelt.

(2) Die Österreichische Nationalbank wird den
Umtauschstellen die abgeführten Beträge nach
Überprüfung der Umtauschscheine und der
Lebensmittelkartenabschnitte oder anderen zu-
gelassenen Urkunden nach den im § 4 ange-
gebenen Verhältnissen anrechnen.

§ 7. Mit Ablauf der Umtauschfrist verlieren
die gemäß § 2 umzutauschenden Geldzeichen ihre
Eigenschaft als gesetzliche Zahlungsmittel.

II. Geldeinlagen.

A. S p e r r g u t h a b e n .

§ 8. (1) Die bei Kreditunternehmungen (§ 37)
bestehenden Guthaben auf Alt-, Neu- und Kon-
versions-Sperrkonten (Sperrguthaben) werden
nach den folgenden Bestimmungen für den Bund
in Anspruch genommen.

(3) Unter diese Bestimmung fallen Guthaben
auf Konten und Sparbüchern, über die gemäß
§ 13, Abs. (1), Punkt 2, § 14, Punkt 2, § 15
und § 20, Abs. (4), des Schillinggesetzes vom
30. November 1945, St. G. Bl. Nr. 231, sowie
§ 3, Punkt I und III, der Verordnung vom
23. Dezember 1945, B.G.Bl. Nr. 1/1945, Ver-
fügungen nicht zulässig sind. Ausgenommen sind
Einlagen im Verkehr zwischen den Kreditunter-
nehmungen einschließlich ihrer Einlagen bei der
Österreichischen Nationalbank.

§ 9. (1) Die Kreditunternehmungen haben die
bei ihnen bestehenden Sperrguthaben mit Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes zur Gänze
abzubuchen und dem Bundesschatz auf einem
Sonderkonto gutzuschreiben.

(2) Personen, die geltend machen, daß sie als
Beauftragte oder Treuhänder Geldbeträge ver-
walten, die auf ihren Sperrkonten gutgeschrie-
ben sind, können dies binnen einem Monat nach
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes der
zuständigen Finanzlandesdirektion nachweisen.
Erachtet die Finanzlandesdirektion diesen Nach-
weis als erbracht, so spricht sie aus, daß der be-
treffende Teil des Sperrguthabens als Sperrgut-
haiben jener Person zu gelten hat, deren Beauf-
tragter oder Treuhänder der Kontoinhaber ist.
Durch die Entscheidung der Finanzlandesdirek-
tion wird das Rechtsverhältnis zwischen den be-
teiligten Personen nicht berührt.

§ 10. (1) Physische Personen, die bei Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes Inhaber von.
Sperrguthaben sind, können, sofern für sie die
Voraussetzungen zur Verfügung über Sperr-
konten gemäß § 13, Abs. (1), Punkt 1 a, des
Schillinggesetzes vorliegen, binnen zwei Monaten
nach Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
bei dem für sie zuständigen Finanzamt die ein-
malige Rückbuchung eines Betrags bis zu 2500 S
oder, wenn ihr Haushalt aus mehr als zwei Per-
sonen besteht, bis zu 3500 S beantragen. Das Zu-
treffen der erwähnten Voraussetzungen ist durch
ein« Bestätigung der zuständigen Bezirksverwal-
tungsbehörde, in Wien des zuständigen magistra-
tischen Bezirksamts nachzuweisen. Das Finanz-
amt veranlaßt auf Grund der von ihm vorge-
nommenen Überprüfung die Rückbuchung des
entsprechenden Betrags von dem gemäß § 9 ab-
gebuchten Sperrbetrag. Innerhalb von zwei Mo-
naten nach Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes sind Barabhebungen gemäß § 13, Abs. (1),
Punkt 1 a,. des Schillinggesetzes weiterhin zu-
lässig, sofern die dort vorgesehene Bestätigung
beigebracht wird. In diesen Fällen haben die
Kreditunternehmungen den gemäß § 9 abge-
buchten Betrag richtigzustellen.

(2) Für aus der Kriegsgefangenschaft und Emi-
gration heimkehrende österreichische Staats-
bürger beginnt die zweimonatige Frist [Abs. (1)]
mit dem Tag ihrer Heimkehr.
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(3) Wird eine Rückbuchung zugunsten von
Personen veranlaßt, deren Sperrguthaben von
einem Konto (Sparbuch) ihres Beauftragten oder
Treuhänders abgebucht wurde [§ 9, Abs. (2)], so
ist der rückgebuchte Betrag auf ein auf ihren
Namen lautendes Konto (Sparbuch) bei der glei-
chen Kreditunternehmung zu übertragen.

(4) Ober den rückgebuchten Betrag kann der
Kontoinhaber durch Barabhebung oder Giro-
überweisung bis zu 250 S, wenn der Haushalt aus
mehr als zwei Personen besteht, bis zu 350 S
monatlich verfügen.

§ 11. (1) Die gemäß § 9 des Schilllinggesetzes
den Einlieferern von Reichsmark- und AM-

Schillingnoten ausgefolgten Formblätter sind
binnen zwei Monaten nach Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes bei einer Kreditunterneh-
mung zur Gutschrift des Restbetrages auf Kon-
versionskonto (§ 3 der Verordnung B. G. Bl.
Nr. 1/1945) zu überreichen. Hiebei hat die Kre-
ditunternehmung von dem gutgeschriebenen Be-
trag 60 v. H. abzubuchen. Die Bestimmungen
der §§ 9 und 10 finden sinngemäß Anwendung.

(8) Werden Formblätter nicht fristgerecht ge-
mäß Abs. (1) vorgelegt, so verfallen die darin
ausgewiesenen Restbeträge zugunsten des Bun-
desschatzes. In Fällen nachgewiesener unver-
schuldeter Unmöglichkeit der Vorlage kann das
Bundesministerium für Finanzen die Fristver-
säumnis nachsehen.

§ 12. Die gemäß § 11 dem Bund verfallenen
Geldbeträge sind zur Abschreibung von der Bun-
desschuld [§ 1, Abs. (2), der Notenbanküber-
leitungsgesetz-Novelle vom 13. Juni 1946,
B.G.Bl . Nr. 122] zu verwenden.

§ 13. (1) Im Artikel II des Versicherungsüber-
leitungsgesetzes vom 13. Juni 1946, B. G. Bl.
Nr. 108, haben folgende Bestimmungen zu ent-
fallen:

a) Im § 4, Abs. (1), B, a: der letzte Satz,
b) im § 7: die Worte „und an Personen, auf

die § 17 des Verbotsgesetzes vom
8. Mai 1945, St. G. Bl. Nr. 13/1945, Anwen-
dung findet" sowie die Bestimmungen des
Buchstaben f.

(3) Physische Personen, die Ansprüche aus
Lebensversicherungsverträgen auf Kapitalsleistun-
gen zufolge Eintritts des Versicherungsfalles bei
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes besitzen
oder später erwerben, können, sofern für sie die
Voraussetzungen des § 13, Abs. (1), Punkt 1 a,
des Schillinggesetzes vorliegen, binnen zwei Mo-
naten nach Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes, beziehungsweise nach Fälligwerden des
Anspruchs bei dem für sie zuständigen Finanz-
amt beantragen, daß ihnen außer den in den
§§ 4 und 7 des Versicherungsüberleitungsgesetzes
als zulässig erklärten Leistungen einmalig ein Be-
trag bis zu 2500 S, wenn ihr Haushalt aus mehr

als zwei Personen besteht, bis zu 3500 S frei-
gegeben wird. Das Zutreffen der erwähnten Vor-
aussetzungen ist durch die Bestätigung nach § 10,
Abs. (1), nachzuweisen. Der Versicherer hat im
Rahmen des vertragsmäßigen Anspruchs den frei-
gegebenen Betrag in Monatsraten bis zu 250 S,
wenn der Haushalt aus mehr als zwei Personen
besteht, bis zu 350 S auszuzahlen.

(S) Die Regelung des Abs. (2) gilt nicht für
Versicherungsverträge, auf die die Versicherungs-
überleitungsverordnung vom 2. August 1946,
B.G.Bl . Nr. 115/1946, Anwendung findet.

B. B e s c h r ä n k t v e r f ü g b a r e u n d f r e i e
G u t h a b e n .

§ 14. (1) Die bei Kreditunternehmungen be-
stehenden, auf Schillinge lautenden Guthaben
auf Alt- und Konversions-Konten (§§ 13, 20
Schillinggesetz, § 3 der Verordnung B. G. Bl.
Nr. 1/1945) — einschließlich der gemäß § 11
geschaffenen Konversionsguthaben — werden,
soweit sie nicht gemäß § 8 Sperrguthaben sind,
bei Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes in
Forderungen gegen den Bundesschatz umgewan-
delt. Guthaben, die durch 50 S nicht restlos teil-
bar sind, werden zu diesem Zweck entsprechend
abgerundet. Doch kann der Kontoinhaber das
Guthaben auf den nächsten durch 50 S restlos
teilbaren Betrag erhöhen.

(8) Das Bundesministerium für Finanzen kann
für diese Forderungen Bundesschuldverschreibun-
gen ausgeben oder sie zur Eintragung in ein zu
schaffendes Bundesschuldbuch bestimmen. Diese
Bundesschulden werden mit 2 v. H. im Jahr ver-
zinst. Die näheren Bestimmungen über Verzin-
sung und Rückzahlung der Forderungen, über die
Zulässigkeit ihrer Belastung und Veräußerung
sowie über die Einrichtung eines Bundesschuld-
buchs werden mit Verordnung der Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates getroffen.

(3) Die im Abs. (2) erwähnten Bundesschuld-
verschreibungen und Bundesschuldbuchforderun-
gen können zum Nennwert zur Abstattung der
zu erhebenden Vermögensabgabe und Vermögens-
zuwachsabgabe verwendet werden (§ 36).

§ 15. (1) Ein nach der Umwandlung gemäß
§ 14 verbleibender Guthabensteil wird für den
Bund in Anspruch genommen.

(2) Auf die gemäß Abs. (1) in Anspruch ge-
nommenen Guthabensteile finden die Bestimmun-
gen des § 10 insoweit sinngemäß Anwendung,
als der gemäß § 10 rückzubuchende Betrag man-
gels eines zureichenden Sperrguthabens die dort
bestimmte Höhe nicht erreicht.

§ 16. (1) Übersteigt ein bei einer Kreditunter-
nehmung bestehendes, auf Schillinge lautendes
Guthaben auf einem Neukonto (§§ 14, 19, 20
Schillinggesetz) bei Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes den Stand vom 12. November
1947. so werden vom Unterschiedsbetrag zwei
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Drittel für den Bund in Anspruch genommen;
hiebei werden Beträge, die nicht auf volle Schil-
linge lauten, entsprechend abgerundet.

(2) Im Übungen sind vom Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes an Verfügungen über Gut-
haben auf Neukonten [Abs. (1)] im Rahmen der
Statuten und Geschäftsbedingungen nur in folgen-
den Grenzen zulässig:

a) Über die Hälfte des Guthabens, das nach
Abzug des gemäß Abs. (1) in Anspruch ge-
nommenen Betrags verbleibt, ohne Be-
schränkung,

b) über die andere Hälfte in zwei gleichen
Vierteljahresraten, beginnend mit dem auf
den Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes folgenden dritten Vierteljahr.

(3) Auf Guthaben auf Neukonto [Abs. (1)] ,
die 1000 S nicht übersteigen, finden die Bestim-
mungen des Abs. (2) keine Anwendung.

(4) Bei Anwendung der Bestimmungen der
Abs. (1) bis (3) bleiben Kontenteile, die gemäß
§ 8 Sperrguthaben sind, außer Betracht.

§ 17. (1) Die bei Kreditunternehmungen bei
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes be-
stehenden Guthaben öffentlicher Kassen (§ 21
Schillinggesetz) werden u m ein Viertel gekürzt .
Hiebei werden Beträge, die nicht auf volle Schil-
linge lauten, entsprechend abgerundet.

(2) Ein weiteres Viertel wird für Verfügungen
auf ein Jahr gesperrt.

§ 18. (1) Von den Bestimmungen der §§ 14
und 16 sind ausgenommen:

a) die gemäß § 10 rückgebuchten Beträge,
b) die Einlagen der Kredit- und Versicherungs-

unternehmungen einschließlich der Sozial-
versicherungsinstitute,

c) Guthaben ausländischer Notenbanken, fer-
ner Guthaben aus Clearing- oder Kompen-
sationsgeschäften, die bei der Österreichi-
schen Nationalbank oder mit ihrer Bewilli-
gung bei einer anderen Kreditunternehmung
bestehen.

(2) Auf Beträge, die vor Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes überwiesen oder zur Bar-
auszahlung angewiesen wurden, deren Gutschrift
oder Barauszahlung aber erst nach diesem Zeit-
punkt erfolgte, sind die Bestimmungen der §§ 14
bis 17 derart anzuwenden, als ob die Gutschrift
oder Überweisung bereits vor Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes erfolgt wäre.

§ 19. (1) Die Kreditunternehmungen haben die
gemäß §§ 14 bis 16 für den Bund in Anspruch
genommenen und die gemäß § 14, Abs. (1), i n
Forderungen gegen den Bundesschatz umgewandel-
ten Beträge sowie die Kürzungsbeträge nach § 17,
Abs. (1), mit Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes abzubuchen und dem Bundesschatz auf

einem Sonderkonto gutzuschreiben. Die Bestim-
mung des § 9, Abs. (2), findet Anwendung.

(2) Für die gemäß § 11 geschaffenen Konver-
sionsguthaben gelten die Bestimmungen des
Abs. (1) mit der Maßgabe, daß die Abbuchung
gleichzeitig mit der Entstehung des Guthabens zu
erfolgen hat .

C. G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n .

§ 20. Auf Guthaben auf Konten (Sparbüchern),
deren Gesamteinlage einschließlich der gesperrten
Teile 100 S nicht überschreitet, finden nur die
Beetimmungen des § 16, Abs. (1), Anwendung.
Im übrigen sind Verfügungen über solche Gut-
haben im Rahmen der Statuten und Geschäfts-
bedingungen unbeschränkt zulässig.

§ 21. Für die letzte Gehalts(Lohn)zahlung
vor Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
gelten folgende Bestimmungen:

a) Die der letzten Gehalts(Lohn)zahlung vor
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
folgende, der Gehalts(Lohn)periode ent-
sprechende Zeit wird durch den Tag des
Wirksamkeitsbeginns dieses Bundesgesetzes
in zwei Teile zerlegt. Die letzte im Zeit-
raum vor Wirksamkeitsbeginn dieses Bun-
desgesetzes vorgenommene Lohn(Gehalts)-
zahlunig ist in aliquote Teile zu zerlegen, die
dem Verhältnis des vor und des nach
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
liegenden Zeitraums entsprechen. Jener
Teil der letzten Gehalts(Lohn)zahlung, der
der Anzahl der Tage vom Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes bis zum
nächsten Gehalts(Lohn)zahlungstag ent-
spricht, ist in Zahlungsmitteln neuen
Nennwerts zur Auszahlung zu bringen.

b) Ist die Zahlung nicht bar, sondern durch
Einzahlung oder Überweisung auf ein
Konto oder Sparbuch erfolgt, so kann der
Empfänger vom Dienst(Arbeit)geber die
Barzahlung jenes Teils des unter a genann-
ten Betrages verlangen, über den er gemäß
§ 16, Abs. (2), nicht unbeschränkt verfügen
kann. Er muß ihm jedoch den betreffenden
Betrag vom Konto (Sparbuch) zurücküber-
weisen. Diese Überweisung ist zulässig. Der
rückgebuchte Betrag unterliegt beim Dienst-
(Arbeit)geber den gleichen Beschränkungen,
denen er auf dem Konto (Sparbuch) des
Dienst(Arbeit)nehmers nach diesem Bundes-
gesetz unterworfen war.

III. A b f u h r .

§ 22. Die Bundesregierung bestimmt, wann,
in welchen Werten und in welcher Art die gemäß
den §§ 9, 11 und 19 abgebuchten und dem
Bundesschatz gutgeschriebenen Beträge an den
Bund abzuführen sind.
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§ 23. Die Kreditunternehmungen haben dem
für die abbuchende Stelle zuständigen Finanzamt
die gemäß den §§ 9, 11 und 19 abgebuchten
Beträge ohne Verzug mitzuteilen.

§ 24. Die Kreditunternehmungen sind ver-
pflichtet, die von ihnen ausgegebenen Spar-
bücher, soweit erforderlich, zum Zwecke der
Abschreibung des gemäß den §§ 9 und 19 ab-
zubuchenden Betrages im Spanbuch unter Set-
zung einer Frist von mindestens vier Wochen
einzuberufen. Die Abschreibung ist jedenfalls
vor Durchführung einer Rückzahlung vorzu-
nehmen.

IV. V e r w e n d u n g und V e r r e c h n u n g .

§ 25. Die von den Kreditunternehmungen
gemäß § 22 abgeführten Werte sind, soweit sie
sich dazu eignen, zur Tilgung der Bundesschuld
bei der Österreichischen Nationalbank [§ 1,
Abs. (2), der Notenbanküberleitungsgesetz-
Novelle, B.G.Bl. Nr. 122/1946] zu verwenden.

§ 26. Die Österreichische Nationalbank hat
den Unterschied, der sich in ihrem Zahlungs-
mittelumlauf durch den Umtausch (§§ 4 bis 7)
ergibt, sowie den Betrag, den sie vom Bund
gemäß § 25 erhält, von der Bundesschuld abzu-
schreiben.

§ 27. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
kann auf Beschluß der Bundesregierung zur
Förderung der Liquidität des Kreditwesens ver-
zinsliche Bundesschatzscheine im Höchstbetrag
von 25 v. H. der von den Kreditunternehmun-
gen abzuführenden, bei der Österreichischen
Nationalbank bestehenden Sperrkonten begeben
und sie den Kreditunternehmungen gegen Gut-
schrift des Gegenwerts aushändigen.

(2) Die Österreichische Nationalbank kann bis
zur Neuregelung ihrer Satzungen die gemäß
Abs. (1) begebenen Bundesschatzscheine eskon-
tieren und die eskontierten Bundesschatzscheine
als Deckung ihres Notenumlaufes führen.

§ 28. Das Bundesministerium für Finanzen
kann auf Beschluß der Bundesregierung mit
Zustimmung des Hauptausschusses des National-
rates zur weiteren Herabsetzung des Zahlungs-
mittelumlaufs folgende Beträge verwenden:

a) Die Erlöse aus der Verwertung der auf
Grund von Gesetzen, Urteilen, Beschlüssen
oder Bescheiden der Republik Österreich
verfallenen oder heimgefallenen Ver-
mögen,

b) die Erlöse aus Lieferungen oder Leistungen,
die der Republik Österreich vom Ausland
unentgeltlich oder gegen langfristige
Kreditgewährung zukommen, soweit sie
nicht besonderen Zwecken zu dienen
haben,

c) die Erlöse der von einer Besatzungsmacht
der Republik Österreich zur freien Ver-
fügung überlassenen Vermögenswerte.

§ 29. Die für den Bund mit der Durchfüh-
rung dieses Bundesgesetzes verbundenen Ver-
rechnungen haben in der Anlehensgebarung zu
erfolgen.

V. Straf- und s o n s t i g e B e s t i m -
m u n g e n .

§ 30. (1) Wer durch listige Vorstellungen oder
Handlungen sich oder einem anderen eine nach
diesem Gesetz nicht gebührende Begünstigung
zu verschaffen oder einen ihm oder einem an-
deren nach diesem Gesetz drohenden Nachteil
abzuwenden sucht, macht sich, wenn der Schade,
den der Bund erlitten hat oder erleiden sollte,
500 S übersteigt, eines Verbrechens, andernfalls
einer Übertretung schuldig.

(2) Das Verbrechen wird mit Kerker von einem
bis zu fünf Jahren und mit einer Geldstrafe bis
zu 50.000 S, wenn aber der Schade 5000 S über-
steigt, mit schwerem Kerker von fünf bis zu
zehn Jahren und mit einer Geldstrafe bis zu
500.000 S, die Übertretung vom Gericht mit
einfachem oder strengem Arrest von einer
Woche bis zu sechs Monaten und mit einer
Geldstrafe bis zu 5000 S bestraft.

(3) Die Dauer der Ersatzstrafe für eine un-
einbringliche Geldstrafe darf das Höchstmaß der
daneben angedrohten Freiheitsstrafe nicht über-
steigen und niemals mehr als ein Jahr betragen.

§ 31. (1) Wer vorsätzlich
a) die in den §§ 9, 11, 19 und 22 angeordnete

Abbuchung oder Abfuhr unterläßt,
b) die nach § 23 zu erstattende Mitteilung

unterläßt oder darin unrichtige Angaben
macht,

macht sich, wenn der Betrag, der nicht abge-
bucht, abgeführt oder mitgeteilt worden ist,
500 S übersteigt, eines Verbrechens, andernfalls
einer Übertretung schuldig und ist nach § 30,
Abs. (2) und (3), zu bestrafen. Übersteigt jedoch
der Betrag, auf den sich die strafbare Handlung
bezieht, 500.000 S, so kann die Geldstrafe bis
zu Jenem Betrage erhöht werden, auf den sich
die strafbare Handlung bezieht.

(2) Für die Geldstrafe, die gegen einen Ange-
stellten einer Kreditunternehmung auf Grund
der vorstehenden Bestimmungen verhängt wor-
den ist, haftet die Kreditunternehmung zur un-
geteilten Hand mit dem Verurteilten, wenn die
Handlung im Betriebe des Unternehmens be-
gangen worden ist und das Unternehmen aus
der Tat einen Vorteil gezogen hat.

(3) Über die Haftung ist in dem in der Haupt-
sache ergehenden Urteil zu erkennen. Das zur Ver-
tretung nach außen berufene Organ der Kredit-
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unternehmung ist zur Verhandlung zu laden.
Es hat die Rechte des Beschuldigten. Insbesondere
steht ihm das Recht zu, alle Verteidigungsmittel
wie der Beschuldigte vorzubringen und das Ur-
teil in der Hauptsache anzufechten. Doch wird
durch sein Nichterscheinen das Verfahren und
die Urteilsfällung nicht gehemmt; auch kann es
gegen ein in seiner Abwesenheit gefälltes Urteil
keinen Einspruch erheben. Gegen den Ausspruch
über die Haftung steht ihm und dem Staats-
anwalt das Rechtsmittel der Berufung zu; die
Vorschriften der Stafprozeßordnung über die
Berufung im Punkte der Strafe gelten sinngemäß.

§ 32. Wer die im § 4, Abs. (1), angeordnete
Abstempelung der Lebensmittelkarte unterläßt
oder entgegen dem Verbot des § 24 auf ein Ein-
lagebuch vor der darin durchzuführenden Ab-
buchung eine Rückzahlung vornimmt, macht sich,
sofern die Handlung nicht nach § 30 strafbar
ist, einer Übertretung schuldig und wird vom
Gericht mit Arrest von drei Tagen bis zu drei
Monaten oder einer Geldstrafe bis zu 5000 S be-
straft; bei erschwerenden Umständen können
beide Strafen nebeneinander verfängt werden.

§ 33. Wer eine der im § 31 bezeichneten
Handlungen fahrlässig begeht, macht sich einer
Übertretung schuldig und wird vom Gericht mit
Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten oder
einer Geldstrafe bis zu 5000 S bestraft, bei er-
schwerenden Umständen können beide Strafen
nebeneinander verhängt werden.

§ 34. (1) Rechtsgeschäfte, die zu dem Zweck
abgeschlossen werden, einen diesem Bundesgesetz
widersprechenden Erfolg zu erreichen, sind nich-
tig. Die dadurch geschaffenen Guthaben verfallen
zugunsten des Bundes.

(2) Der Verfall wird mit Bescheid des Bundes-
ministeriums für Finanzen ausgesprochen.

§ 35. Auf Verfallsbeträge gemäß § 34 finden
die Bestimmungen der §§ 25 und 26 Anwendung.

VI. E i n m a l i g e V e r m ö g e n s - u n d
V e r m ö g e n s z u w a c h s a b g a b e .

§ 36. Mit dem Stichtag des Wirksamkeits-
beginns dieses Bundesgesetzes wird eine einmalige
Abgabe vom Vermögen und von dem Ver-
mögenszuwachs eingehoben, der während der
nationalsozialistischen Herrschaft sowie während
des Krieges und weiterhin bis zum Tage des
Wirksamkeitsbeginns dieses Bundesgesetzes ent-
standen ist. Die Eingänge aus der einmaligen
Vermögensabgabe und der Vermögenszuwachsab-
gabe sind in erster Linie zur Einlösung der ge-
mäß § 14, Abs. (2), auszugebenden Bundesschuld-
verschreibungen und entstehenden Bundesschuld-
buchforderungen, die restlichen Eingänge für
Währungszwecke zu verwenden. Die Bestimmun-
gen hierüber trifft ein besonderes Bundesgesetz.

VII. S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .
§ 37. Kreditunternehmungen im Sinne dieses

Bundesgesetzes sind Unternehmungen, die auf
Grund der gesetzlichen Bestimmungen zum Be-
trieb von Bank-, Sparkassen- oder Bauspar-
geschäften im Inland zugelassen sind.

§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist hinsichtlich der §§ 14, Abs. (2), 17, 22,
27 und 28 die Bundesregierung, im übrigen das
Bundesministerium für Finanzen, hinsichtlich der
Bestimmungen der §§ 30 bis 33 im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Justiz
betraut.
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